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1.

BEGRUNDUNG

KONTEXT DES VORSCHLAGS
Grunde und Ziele des Vorschlags

Mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses, der diesem Vorschlag flr
einen Beschluss des Rates im Entwurf beigefigt ist, soll Anhang IX
(Finanzdienstleistungen) des EWR-Abkommens geédndert werden, um die Verordnung
uber Markte fur Finanzinstrumente (MiFiR) und die Richtlinie Gber Markte flr
Finanzinstrumente (MiFID I1)* in das EWR-Abkommen aufzunehmen.

Die Anpassungen im Entwurf des beigefligten Beschlusses des Gemeinsamen EWR-
Ausschusses gehen uber das hinaus, was als rein technische Anpassungen im Sinne
der Verordnung (EG) Nr. 2894/94 des Rates angesehen werden kann. Daher ist der
Standpunkt der Union vom Rat festzulegen.

Koharenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Mit dem beigefiigten Entwurf eines Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses
wird die bereits bestehende EU-Politik auf die EWR-EFTA-Staaten (Norwegen, Island
und Liechtenstein) ausgedehnt.

Koharenz mit anderen Politikbereichen der Union

Die Ausdehnung des EU-Besitzstands auf die EWR-EFTA-Staaten durch dessen
Einbeziehung in das EWR-Abkommen erfolgt im Einklang mit den Zielen und
Grundsatzen dieses Abkommens, im Bestreben, einen dynamischen und homogenen
Europdischen Wirtschaftsraum zu errichten, der auf gemeinsamen Regeln und
gleichen Wettbewerbsbedingungen beruht.

RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND
VERHALTNISMASSIGKEIT

Rechtsgrundlage

Die in das EWR-Abkommen aufzunehmenden Rechtsvorschriften beruhen auf
Artikel 114 des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europdischen Union.

Der im Namen der Union zu vertretende Standpunkt zu solchen Beschliissen wird
nach Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.2894/94 des Rates mit
Durchfiihrungsvorschriften  zum  Abkommen  (ber den  Europdischen
Wirtschaftsraum? auf Vorschlag der Kommission vom Rat festgelegt.

Der EAD legt dem Rat in Zusammenarbeit mit der Kommission die Entwurfe der
Beschlisse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses zur Annahme als Standpunkt der
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Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 ber
Markte fur Finanzinstrumente und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, berichtigt in
ABI. L 270 vom 15.10.2015, S. 4, ABI. L 187 vom 12.7.2016, S. 30 und ABI. L 278 vom 27.10.2017,
S. 54.

Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 tiber Mérkte fir
Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU, berichtigt in
ABI. L 188 vom 13.7.2016, S. 28, ABI. L 273 vom 8.10.2016, S. 35 und ABI. L 64 vom 10.3.2017,
S. 116.

ABI. L 305 vom 30.11.1994, S. 6.
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Union vor. Der EAD hofft, sie baldmdglichst dem Gemeinsamen EWR-Ausschuss
baldmdglichst unterbreiten zu kénnen.

. Subsidiaritat (bei nicht ausschliel3licher Zustandigkeit)
Der Vorschlag entspricht aus folgendem Grund dem Grundsatz der Subsidiaritét.

Das Ziel dieses Vorschlags, namlich die Sicherstellung der Homogenitat im
Binnenmarkt, kann von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden
und ist daher wegen der Wirkungen der MaBnahme auf Unionsebene besser zu
verwirklichen.

Die Ubernahme des EU-Besitzstandes in das EWR-Abkommen wird in
Ubereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr.2894/94 des Rates vom
28. November 1994 mit Durchfihrungsvorschriften zum Abkommen (ber den
Européischen Wirtschaftsraum durchgefihrt, womit der gewahlte Ansatz bestatigt
wird.

. VerhaltnismaRigkeit

Entsprechend dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit geht dieser Vorschlag nicht
uber das fur die Verwirklichung seines Ziels erforderliche MaR hinaus.

. Wabhl des Instruments

Im Einklang mit Artikel 98 des EWR-Abkommens ist das gewahlte Instrument ein
Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses. Der Gemeinsame EWR-Ausschuss
gewahrleistet die wirksame Umsetzung und Anwendung des EWR-Abkommens. Zu
diesem Zweck fasst er Beschlisse in den im EWR-Abkommen vorgesehenen Fallen.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG
Entfallt.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Es werden keine Auswirkungen auf den Haushalt durch die Aufnahme der oben
genannten Verordnung in das EWR-Abkommen erwartet.

5. SONSTIGE ELEMENTE
. Ausfuhrliche Erlauterung einzelner Bestimmungen des VVorschlags

Artikel 11-13, Artikel 41 Absatz 2 — Aufsichtsrechtliche Bewertung gebietsfremder
interessierter Erwerber (Gemeinsame Erkldrung Gemeinsamen Ausschusses) und
Meistbeqinstigung flir Unternehmen im EWR (Anpassung f) betreffend Richtlinie

2014/65/EV)

Im Rahmen des EWR-Abkommens wird nicht grundsétzlich die Absicht verfolgt, die
Beziehungen der Vertragsparteien zu Drittlandern zu regeln (siehe Erwégungsgrund 16 der
Prdambel des EWR-Abkommens). Das EWR-Abkommen sieht keine Liberalisierung der
Kapitalstrome vor und verleint Gebietsfremden keine Rechte im Hinblick auf die
Niederlassungsfreiheit oder die Beteiligung am Kapital von Unternehmen (siehe Artikel 31
und 34, 40 und 124 des EWR-Abkommens).

Folglich heillt es in der gemeinsamen Erkldrung zum Beschluss des Gemeinsamen
Ausschusses, dass die Vertragsparteien sich darliber einig sind, dass die Aufnahme der
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Richtlinie 2014/65/EU in das EWR-Abkommen unbeschadet der allgemeinen nationalen
Vorschriften Gber die Uberprifung auslidndischer Direktinvestitionen aus Grinden der
Sicherheit oder der 6ffentlichen Ordnung erfolgt.

Dariiber hinaus wird in der Anpassung f) klargestellt, dass Unternehmen aus Drittstaaten, die
von einer zustandigen nationalen Behorde oder einer sektoralen Behorde des EWR genehmigt
wurden, nicht gunstiger behandelt werden dirfen als Unternehmen im EWR.Ausnahmen flr
Eigenkapitalinstrumente (Anpassung g) betreffend Verordnung (EU) Nr. 600/2014 )

Nach Artikel 4 Absatz 4 MiFIR Uberwacht die ESMA die Anwendung der von zustéandigen
Behorden gewahrten Ausnahmen und legt der Kommission jahrlich einen Bericht vor. Da die
ESMA auch daflr zustandig sein wird, die Anwendung der Ausnahmen in den EWR-EFTA-
Staaten zu Uberwachen, wird durch die Anpassung g) i) sichergestellt, dass die ESMA ihren
jahrlichen Bericht auch der EFTA-Uberwachungsbehorde vorlegt, damit diese ihre
Aufsichtsfunktion gemal? Artikel 109 des EWR-Abkommens wahrnehmen kann.

Dariiber hinaus wird der Stichtag fiir die Gewahrung von Ausnahmen durch die zustandigen
Behorden der EWR-EFTA-Staaten nach Rechtsvorschriften, die vor der MiFIR in Kraft
waren und gemaR Artikel 4 Absatz 7 MiFIR bis zum 3. Januar 2019 von der ESMA Uberprift
werden mussen, durch die Anpassung g) ii) angepasst, um dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
der MiFIR im EWR-Kontext Rechnung zu tragen.

Opt-out-Meldungen von Handelsplatzen (Anpassung i) in Bezug auf Verordnung (EU) Nr.
600/2014)

Gemal? Artikel 36 Absatz 5 MIFIR teilt ein Handelsplatz der ESMA und der fir ihn
zustandigen Behorde mit, wenn er winscht, im Falle borsengehandelter Derivate nicht durch
Artikel 36 gebunden zu sein.

Was Handelsplatze in den EWR-EFTA-Staaten betrifft, so ist die EFTA-
Uberwachungsbehérde die zustandige Aufsichtsbehorde, an die sie ihre Meldungen richten.
Durch die Anpassung i) i) wird daher der Wortlaut von Artikel 36 Absatz 5 der MiFIR
entsprechend angepasst.

Um die Transparenz der Informationen Uber den erweiterten Binnenmarkt fur alle
Wirtschaftsteilnehmer im EWR zu gewahrleisten, ist in der Anpassung i) ii) vorgesehen, dass
die ESMA in die von ihr veroffentlichten Liste auch die von der EFTA-
Uberwachungsbehérde in erhaltenen Meldungen aufnimmt.

Lizensierungspflicht fiir neue Referenzwerte (Anpassung j) in Bezug auf Verordnung (EU) Nr.
600/2014)

Gemal Artikel 7 des EWR-Abkommens sind nur in das EWR-Abkommen aufgenommene
Rechtsakte fir die EWR-EFTA-Staaten verbindlich. Daher darf die Lizensierungspflicht fur
neue Referenzwerte, die nach dem Inkrafttreten der MiFIR eingefiihrt wurden, erst ab dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemischten Ausschusses zur Aufnahme der
Richtlinie in das EWR-Abkommen gelten. Durch die Anpassung j) i) wird daher der Wortlaut
von Artikel 37 Absatz 2 entsprechend angepasst.

AuBerdem werden durch die Anpassung j) ii) die Verweise auf die Artikel 101 und 102
AEUV in Bezug auf die Wettbewerbsregeln auf die Artikel 53 und 54 des EWR-Abkommens
angepasst, die den gemeinsamen Rechtsranmen der Vertragsparteien des EWR-Abkommens
bilden.
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(Verordnung Uber Markte fir Finanzinstrumente (MiFiR) und Richtlinie Gber Markte

2019/0022 (NLE)
Vorschlag fir einen
BESCHLUSS DES RATES

uber den im Namen der Europaischen Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu
vertretenden Standpunkt zur Anderung von Anhang IX (Finanzdienstleistungen)
des EWR-Abkommens

fur Finanzinstrumente (MiFID I1)

(Text von Bedeutung fur den EWR)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf

Acrtikel 114 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr.2894/94 des Rates vom 28. November 1994 mit
Durchfiihrungsvorschriften zum Abkommen tber den Europaischen Wirtschaftsraum?,

ins

besondere auf Artikel 1 Absatz 3,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

in Erwégung nachstehender Griinde:

1)
)

(3)

(4)
()

Das Abkommen Uber den Europaischen Wirtschaftsraum® (im Folgenden ,,EWR-

Abkommen®) trat am 1. Januar 1994 in Kraft.

GemalR Artikel 98 des EWR-Abkommens kann der Gemeinsame EWR-Ausschuss
beschlielen, unter anderem Anhang IX des EWR-Abkommens zu &ndern, der

Bestimmungen Uber Finanzdienstleistungen enthalt.

Die Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates® und
die Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und des Rates ° sind in das

EWR-Abkommen aufzunehmen.
Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend gedndert werden —

Daher sollte der von der Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu vertretende

Standpunkt auf dem beigefligten Beschlussentwurf beruhen —

ABI. L 305 vom 30.11.1994, S. 6.
ABI. L1vom3.1.1994, S. 3.

Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 uber
Markte fir Finanzinstrumente und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012, berichtigt in
ABI. L 270 vom 15.10.2015, S. 4, ABI. L 187 vom 12.7.2016, S. 30 und ABI. L 278 vom 27.10.2017,

S. 54,

Richtlinie 2014/65/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 tiber Mérkte fir
Finanzinstrumente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU, berichtigt in
ABI. L 188 vom 13.7.2016, S. 28, ABI. L 273 vom 8.10.2016, S. 35 und ABI. L 64 vom 10.3.2017,

S. 116.
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Standpunkt, der im Namen der Européischen Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss
zu der vorgeschlagenen Anderung von Anhang IX (Finanzdienstleistungen) des EWR-
Abkommens zu vertreten ist, beruht auf den Entwurfen von Beschlissen des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses, die dem vorliegenden Beschluss beigefuigt sind.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Briissel am |[...]

Im Namen des Rates
Der Président

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	• Kohärenz mit anderen Politikbereichen der Union

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	Entfällt.

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. SONSTIGE ELEMENTE
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags


